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Der AN ist verpflichtet, Bautagesberichte zu führen und dem AG wöchentlich eine Durchschrift auszuhändigen. Die Bautagesberichte müssen alle Angaben enthalten, die für die Ausführung oder Abrechnung des Vertrages von Bedeutung sein können. (Tagesarbeitsleistung, Wetter, Arbeitsunterbrechungen, Anzahl der Beschäftigten usw.).

Der AN hat gemeinsam mit dem AG das Aufmaß zu erstellen. Ein Termin ist mit der örtlichen Bauleitung gesondert zu vereinbaren.

Aufgrund des § 93a der Abgabenordnung ergangenen "Verordnung über Mitteilungen an die Finanzbehörden durch andere Behörden" (MV) vom 07.09.1993, (BGBL 1993, Teil 1, S.1554) ist der AG verpflichtet, der zuständigen Finanzbehörde Mitteilung über solche Zahlungen an AN zu machen, die
	1. in bar, postbar, durch Scheck, Zahlungsanweisung zur Verrechnung/ Aufrechnung
	2. auf ein anderes als das Geschäftskonto des Zahlungsempfängers, ein sonstiges Konto, das 	nicht auf den Geschäftsbriefen angegeben ist oder auf das Konto eines Dritten erbracht werden.
	Außerdem sind Zahlungen für Lieferung / Leistungen mitzuteilen, wenn diese erkennbar nicht im 	Rahmen einer gewerblichen, land-/forstwirtschaftlichen oder freiberuflichen Haupttätigkeit 	erbracht werden.

Nach § 8 Abs. 2 MV hat der AG in diesen Zahlungsmitteilungen seine Bezeichnung mit Aktenzeichen, die Anschrift des Zahlungsempfängers, den Grund der Zahlung, den Tag der Zahlung bzw. der Zahlungsanordnung anzugeben. Als Zahlungsempfänger ist stets der ursprüngliche Gläubiger zu benennen, auch wenn die Forderung abgetreten, verpfändet oder gepfändet ist. Die allgemeinen steuerlichen Aufzeichnungs- und Erklärungsverpflichtungen des AN werden hierdurch nicht berührt. Auf diese Verpflichtung wird nochmals hingewiesen.

Für die Bearbeitung von Abtretungserklärungen, Zahlungsverboten, Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen wird für jeden Einzelfall eine Bearbeitungsgebühr von 25,-- Euro erhoben.




Besondere Vertragsbedingungen für den Rückbau von Gebäuden

Unklarheiten dieser Vertragsbedingungen sind vom AN rechtzeitig mit dem Sachbearbeiter beim Rechts- und Ausländeramt zu klären.

Der AN hat vor Beginn der Arbeiten einen verantwortlichen Bauleiter zu benennen. Auf der Baustelle muss eine genaue Beschreibung des Rückbauvorganges vorliegen und dem verantwortlichen Bauleiter und den an dem Rückbau arbeitenden Personen bekannt sein. 

Nach §75,7, Abs,7, BAU-O NW hat der AN mindestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten bei folgenden Dienststellen den Arbeitsbeginn anzuzeigen:
	1. Bauordnungsamt der Stadt Münster
	2. Bauberufsgenossenschaft - techn. Abt. - Kronprinzenstr.67 - 44135 Dortmund
	3. Amt für Grünflächen, Umwelt und Nachhaltigkeit - untere Abfallwirtschaftsbehörde - 48155 
                       Münster
Je eine Durchschrift ist dem AG unaufgefordert vor Beginn der Arbeiten zuzuschicken!

Jeder beabsichtigte Wechsel des Nachunternehmers oder Bauleiters ist vorher beim Bauordnungsamt zu beantragen. Diese Mitteilung ist vom vorgesehenen Bauleiter mit zu unterschreiben. (§ 53, 55, und § 56 BAU-O NW, neu § 57, 58, 59)
Vertragsbestandteil sind außerdem in der jeweils gültigen Fassung:
	Vorschrift der BAU-O NW § 11 (Einrichten der Baustelle)
		§ 12 (Standsicherheit)
		§ 16 (Verkehrssicherheit)
	DGUV Vorschrift 3
	Arbeitsschutzgesetz (§19 als Grundlage der Baustellenverordnung).

Die dem Angebot beigefügten Bestandspläne gehen in den Besitz des AN über. Alle für die Kalkulation erforderlichen Angaben (Maße, Massen und Konstruktionsangaben) sind den beigefügten Plänen bzw. der Beschreibung der Baumaßnahme zu entnehmen.

Die einzusetzenden Geräte müssen eine vertragsgemäße Ausführung der Arbeiten gewährleisten (die Verwendung der Fallbirne ist unzulässig).

Die Zulässigkeit und Genehmigung zur Einrichtung mobiler Brechanlagen hat der AN zu prüfen, zu beantragen und einzukalkulieren.

Nach dem Immissionsschutzgesetz ist eine Gefährdung und Belästigung durch Staubentwicklung im Umfeld der Maßnahme durch geeignete Maßnahmen, wie Befeuchten, Einrichten von Schutzwänden, entspr. Geräteeinsatz auf ein Minimum zu beschränken.

Auf öffentlichen Verkehrsflächen dürfen Abfallstoffe nicht gelagert werden. Verunreinigungen sind unverzüglich zu entfernen (am gleichen Tag). Sollten öffentliche Verkehrsflächen in Anspruch genommen werden, ist vorher eine Sondergenehmigung beim Tiefbauamt (Abteilung Straßenerhaltung -Sondernutzung-) einzuholen.

Für Sperrungen/Umleitungen öffentlicher Verkehrsflächen ist eine Genehmigung bei der Straßenverkehrs- behörde durch den AN einzuholen.



Ergänzung zu den "Zusätzlichen Vertragsbedingungen Nachweise und Angaben"

Zur Prüfung der Eignung der Firma zur Durchführung dieser Rückbauarbeiten werden Nachweise und Angaben gemäß VOB A §6a gefordert. Diese genannten Nachweise und Angaben sind, soweit nicht anders belegt werden kann, zum Angebot zu erbringen. 
Unvollständige bzw. einzelne fehlende Angaben und Nachweise können zum Ausschluss des Angebotes führen. Gegebenenfalls werden einzelne fehlende Angaben und Nachweise unter Fristsetzung einmalig nachgefordert.




Vorschriften, Richtlinien, Gesetze, Verordnungen und Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen für Abbruch- und Sanierungs- Bauleistungen


(in der jeweils gültigen Fassung)
Die Sanierungsarbeiten sind unter Beachtung der folgender Verordnungen (nicht abschließend) durchzuführen:

GefStoffV 		Verordnung über gefährliche Stoffe (Gefahrstoffverordnung), Novellierung der 
                                       Gefahrstoffverordnung

TRGS 102		Technische Richtkonzentration (TRK) für gefährliche Stoffe

lTRGA 415		Tragezeitbegrenzung von Atemschutzgeräten und isolierenden              		Schutzanzügen ohne Wärmetausch für Arbeit

TRGS 519 		Asbest, Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten

TRGS 521		Faserstäube

TRGS 524		Sanierung und Arbeiten in kontaminierten Bereichen

TRGS 900		MAK-Werte - Maximale Arbeitsplatzkonzentration und biologische 		Arbeitsstofftoleranzwerte

BauO NW 		Bauordnung für das Land Nordrhein Westfalen (Landesbauordnung)

ZTVE-StB		(Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Erd- 		arbeiten im Straßenbau)

RAL-RG 501/1	(Gütesicherungsbestimmungen für die Verwendung von Recycling- 		Baustoffen im Straßenbau)

ZTVEw-STB 	(Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den 
		Bau von Entwässerungseinrichtungen im Straßenbau)

ZTVA-StB 		(Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Auf- 		grabungen in Verkehrsflächen)

ZTVLa-StB		(Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Land- 		schaftsbauarbeiten im Straßenbau)

TA-Lärm		Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm

BImSchG 		Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft- 		verunreinigung, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 		(Bundes-Immissionsschutzgesetz)

AltholzV		Verordnung über die Entsorgung von Altholz 



